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1. Einleitung eines Disziplinarverfahrens 

Grundsätzlich hat gem. § 17 Abs. 1 Landesdisziplinargesetz Nordrhein-Westfalen (LDG NRW) 
die dienstvorgesetzte Stelle ein Disziplinarverfahren gegen einen Beamten einzuleiten, soweit 
zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die den Verdacht eines Dienstvergehens 
rechtfertigen. Zusätzlich ist die höhere dienstvorgesetzte Stelle unverzüglich hierüber zu in-
formieren. 

Für Tarifbeschäftigte im Öffentlichen Dienst gelten die nachfolgenden Regelungen wohl nicht. 
Allein bei der Verletzung der Pflicht zur Verfassungstreue wird in der rechtlichen Bewertung 
schon zwischen Beamte und Tarifbeschäftigte differenziert, in der Folge werden für Tarifbe-
schäftigte arbeitsrechtliche Maßnahmen aufgeführt (vgl. Neumann, PersV 2026, S. 104-108). 
Zudem sind Streitigkeiten der Arbeiter und Angestellten im öffentlichen Dienst bürgerlich-
rechtliche und damit wegen § 2 ArbGG arbeitsrechtliche Streitigkeiten (vgl. Posser/Wolff/De-
cker/Reimer, BeckOK VwGO, 76. Ed. 2025, § 40 Rn. 60). Zusammengefasst gelten für Tarif-
beschäftigte im Öffentlichen Dienst bei Dienstvergehen und Pflichtverletzungen das Arbeits-
recht und nicht die nachfolgenden Regelungen zum Disziplinarrecht.1 

1.1 Dienstvergehen gem. § 47 BeamtStG 
Die Definition eines Dienstvergehens differenziert zwischen Beamte und Ruhestandsbeamte 
bzw. frühere Beamte mit Versorgungsbezügen.  
Nach Abs. 1 begehen Beamte ein Dienstvergehen, wenn sie schuldhaft die ihnen obliegenden 
Pflichten verletzen. Ein Verhalten außerhalb des Dienstes ist nur dann ein Dienstvergehen, 

 
1 https://www.bundestag.de/resource/blob/639044/b2dc6441c6d5b8cbcd8a7984e4dd0de5/WD-6-

018-19-pdf-data.pdf 

https://www.bundestag.de/resource/blob/639044/b2dc6441c6d5b8cbcd8a7984e4dd0de5/WD-6-018-19-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/639044/b2dc6441c6d5b8cbcd8a7984e4dd0de5/WD-6-018-19-pdf-data.pdf
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wenn es nach den Umständen des Einzelfalls in besonderem Maße geeignet ist, das Vertrauen 
in einer für ihr Amt bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen. 
Für Ruhestandsbeamte gilt es nach Abs. 2 als Dienstvergehen, wenn sie sich gegen die frei-
heitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes betätigen oder an Be-
strebungen teilnehmen, die darauf abzielen, den Bestand oder die Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland zu beeinträchtigen, oder wenn sie schuldhaft gegen die in den §§ 37, 41 
und 42 bestimmten Pflichten verstoßen. Bei sonstigen früheren Beamten, wenn sie schuldhaft 
gegen die in den §§ 37, 41 und 42 bestimmten Pflichten verstoßen. 
Näheres bestimmen dabei die Disziplinargesetze.  
Zu den obliegenden Pflichten gehören u.a. die Pflicht zum vollen persönlichen Einsatz in ihrem 
Beruf (§ 34 S. 1 BeamtStG), die Fortbildungspflicht (§ 42 LBG), das Verbot des unentschul-
digten Fernbleibens vom Dienst (§ 62 LBG NRW), die Pflicht, Dienstunfähigkeit durch ärztliche 
Atteste nachzuweisen (§ 62 Abs. 1 S. 2 LBG NRW), Pflicht zur Uneigennützigkeit (§ 34 S. 2 
BeamtStG), die allgemeinen Wohlverhaltenspflicht (§ 34 S. 3 BeamtStG), die Neutralitäts-
pflicht und Pflicht zu gemeinwohlorientiertem Handeln (§ 33 S. 2 BeamtStG), Pflicht zur Ver-
schwiegenheit (§ 37 BeamtStG) und die Verhinderung von Interessenkollisionen (§ 47 LBG 
NRW).2 

1.2 Sonderregelung für Hauptverwaltungsbeamte und Wahlbeamte (z.B. Beigeordnete) 

Der Hauptverwaltungsbeamte ist gem. § 79 LDG NRW die dienstvorgesetzte Stelle für die ihm 
nachgeordneten Beamten. Hierunter fällt auch ein kommunaler Wahlbeamter wie der Beige-
ordnete (vgl. §§ 71, 73 Abs. 2 GO NRW). Für die Hauptverwaltungsbeamten gilt die Aufsichts-
behörde, also bei kreisangehörigen Städten der Landrat oder bei kreisfreien Städten und Krei-
sen die Bezirksregierung gem. § 120 Abs. 1, 2 GO NRW, als dienstvorgesetzte Stelle. 

 

2. Abgabe an die höhere dienstvorgesetzte Stelle oder die oberste Dienstbehörde 

Im Landesdisziplinargesetz ist in § 17 Abs. 1 S. 2 LDG NRW ausdrücklich geregelt, dass die 
höhere dienstvorgesetzte Stelle sowie die oberste Dienstbehörde das Verfahren in jeder Lage 
im Einzelfall an sich ziehen oder sich dies allgemein vorbehalten können. Der Wortlaut „das 
Disziplinarverfahren in jeder Lage des Verfahrens“ und „Die Einleitung ist aktenkundig zu ma-
chen“ deutet daraufhin, dass die Einleitung aber durch die dienstvorgesetzte Stelle bereits 
erfolgt sein muss. Daraus müsste sich im Umkehrschluss auch ergeben, dass die dienstvor-
gesetzte Stelle das Verfahren auch von sich aus, jederzeit an die höhere dienstvorgesetzte 
Stelle abgeben kann. 

In Literatur oder Praxis findet sich keine Angabe, ob der Abgabe an die höhere dienstvorge-
setzte Stelle widersprochen werden kann. Zudem ist nicht festzustellen, ob man ein Diszipli-
narverfahren an ein Rechtsanwaltsbüro „auslagern“ darf bzw. ein solches Büro im Verfahren 
für die dienstvorgesetzte oder höhere dienstvorgesetzte Behörde eingebunden werden darf. 

 

 

 
2 https://www.brd.nrw.de/ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-1-zentralabteilung/dezernat-12-

beauftragte-fuer-den-2#faq_18601 

https://www.brd.nrw.de/ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-1-zentralabteilung/dezernat-12-beauftragte-fuer-den-2#faq_18601
https://www.brd.nrw.de/ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-1-zentralabteilung/dezernat-12-beauftragte-fuer-den-2#faq_18601
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3. Anhörung des Betroffenen 

Der Beamte ist gem. § 20 LDG NRW unverzüglich über die Einleitung des Verfahrens zu un-
terrichten, sobald dies ohne Gefährdung der Aufklärung des Sachverhalts möglich ist. Das 
Dienstvergehen muss benannt werden und es ist darauf hinzuweisen, dass man sich münd-
lich, schriftlich oder gar nicht äußern kann. Die Bedienung eines Bevollmächtigten oder eines 
Beistandes ist jederzeit möglich. 

Für die Abgabe einer schriftlichen Äußerung wird dem Beamten eine Ausschlussfrist von ei-
nem Monat und für die Abgabe der Erklärung, sich mündlich äußern zu wollen, eine Aus-
schlussfrist von zwei Wochen gesetzt. Hat der Beamte rechtzeitig erklärt, sich mündlich äu-
ßern zu wollen, soll die Anhörung innerhalb von drei Wochen nach Eingang der Erklärung 
durchgeführt werden. 

 

4. Ermittlungen 

Nach Maßgabe des § 21 Abs. 1 LDG NRW sind  „zur Aufklärung des Sachverhalts […] die er-
forderlichen Ermittlungen durchzuführen. Dabei sind die belastenden, die entlastenden und 
die Umstände zu ermitteln, die für die Bemessung einer Disziplinarmaßnahme bedeutsam 
sind. Das Ergebnis der Ermittlungen ist aktenkundig zu machen“.  

Dabei stehen verschiedene Mittel und Wege zur Durchführung von Ermittlungen zur Verfü-
gung. Größtenteils sind diese Maßnahmen auch gegen den Willen des betroffenen Beamten 
durchsetzbar. Zunächst ist eine Beweiserhebung aus vielfältigen Quellen gem. § 24 LDG NRW 
möglich. Folgend in dem Katalog des §§ 26 bis 30 LDG NRW sind weitere Maßnahmen wie 
innerdienstliche Informationen oder Beschlagnahmen niedergelegt. 

Abschließend ist dem Beamten gem. § 31 LDG NRW das Ergebnis der Ermittlungen mitzuteilen 
und eine Gelegenheit zur abschließenden Äußerung zu geben.  

 

5. Entscheidung 

Nach der Äußerung des Beamten ist dann ggf. eine Abschlussentscheidung zu treffen, ob in 
tatsächlicher Hinsicht ein Dienstvergehen vorliegt und welche Folgerungen daraus abzuleiten 
sind. Die Entscheidung ist gem. § 32 V LDG NRW in den Fällen der §§ 33, 34 LDG NRW dem 
Beamten zuzustellen. Die höhere dienstvorgesetzte Stelle ist über die getroffene Abschluss-
entscheidung unverzüglich zu unterrichten. Anschließend ist eine Diziplinarverfügung gem. § 
34 Abs. 1 LDG NRW oder eine Einstellungsverfügung gem. § 33 Abs. 1 LDG NRW zu erlassen. 
Mit der Disziplinarverfügung wird die Disziplinarmaßnahme gegenüber dem Beamten bzw. 
Ruhestandsbeamten ausgesprochen. Mit einer Einstellungsverfügung findet das Verfahren 
seinen Abschluss, soweit ein Dienstvergehen nicht festgestellt werden kann, ein Maßnah-
menverbot seine Anwendung findet, eine Disziplinarmaßnahme nicht angezeigt erscheint 
oder ein sonstiger Einstellungsgrund gegeben ist. Zur Zurückstufung oder auf Entfernung aus 
dem Beamtenverhältnis oder gegen einen Ruhestandsbeamten auf Aberkennung des Ruhe-
gehalts muss Disziplinarklage zum Verwaltungsgericht gem. § 35 Abs. 1 LDG NRW erhoben 
werden. Das Disziplinarverfahren an sich ist gem. § 37 Abs. 5 LDG NRW gebührenfrei. Ledig-
lich entstandene Auslagen gem. § 37 Abs. 1 S. 1 LDG NRW können ggf. im verhältnismäßigen 
Umfang den Beamten auferlegt werden. Im Fall einer Einstellung trägt der Dienstherr die ent-
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standenen Auslagen gem. § 37 Abs. 2 LDG NRW. Im gerichtlichen Verfahren gilt §§ 74, 75 LDG 
NRW i.V.m. §§ 154 ff. VwGO.  
 

6. Disziplinarmaßnahmen als Folge 

Hier definiert der Gesetzgeber ausdrücklich in § 5 LDG NRW die möglichen Maßnahmen. Dif-
ferenziert wird ebenso hier nach Beamten und Ruhestandsbeamte sowie Personen im Beam-
tenverhältnis auf Probe oder Widerruf. Die Maßnahmen gegen Beamte bestehen in Form von 
einem Verweis (§ 6 LDG NRW), einer Geldbuße (§ 7 LDG NRW), einer Kürzung der Dienstbe-
züge (§ 8 LDG NRW), einer Zurückstufung (§ 9 LDG NRW) sowie die Entfernung aus dem Be-
amtenverhältnis (§ 10 LDG NRW). Bei Ruhestandsbeamte kann eine Kürzung (§ 11 LDG) und 
eine Aberkennung (§ 12 LDG NRW) des Ruhegehaltes erfolgen. Personen im Beamtenverhält-
nis auf Probe oder auf Widerruf können nur Verweise erteilt und Geldbußen auferlegt werden. 
Für ihre Entlassung wegen eines Dienstvergehens gelten § 23 Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 des 
Beamtenstatusgesetzes. 

 

7. Maßnahmenverbot 

Ein Maßnahmenverbot gilt als Grenze des Ermessens bei der Ahnung von Pflichtverletzungen 
zur Berücksichtigung rechtsstaatlicher Belange.  

7.1 Maßnahmeverbot wegen Zeitablauf 

Der § 15 LDG NRW schließt Disziplinarmaßnahmen unterhalb der Höchstmaßnahme bei länger 
zurückliegenden Pflichtverletzungen aus, wenn seit Vollendung des Dienstvergehens be-
stimmte Zeiträume abgelaufen sind (vgl. Smith/Bender/Hermann/Berndt, Hb. Recht kommun. 
Wahlbeamten NRW, 2023, S. 382 7.3.1.2). Bei mehr als zwei Jahren ist der Anspruch des Ver-
weises unzulässig. Bei mehr als drei Jahren darf keine Geldbuße, Kürzung der Dienstbezüge 
oder des Ruhegehaltes ausgesprochen werden. Bei mehr als sieben Jahren darf der Beamte 
nicht mehr zurückgestuft werden. 

7.2 Maßnahmeverbot nach vorangegangenen Strafverfahren 

Ein rechtskräftiger Freispruch verhindert, weil und soweit im identischen Sachverhalt ein 
Dienstvergehen zu sehen ist gem. § 14 Abs. 2 LDG NRW, eine Disziplinarmaßnahme. Eine Kri-
minalstrafe oder Einstellung nach § 153a StPO, eine Geldbuße oder Ordnungsmaßnahme stellt 
bereits eine erziehende Einwirkung auf den Beamten dar und erinnert ihn an seine Dienst-
pflichten. Daher dürfen nach einer solchen Strafe oder strafähnlichen Sanktion die Diszipli-
narmaßnahmen Verweis, Geldbuße und Ruhegehaltskürzung für sachgleiche Dienstvergehen 
nicht mehr ausgesprochen werden (vgl. Smith/Bender/Hermann/Berndt, Hb. Recht kommun. 
Wahlbeamten NRW, 2023, S. 384 7.3.1.3).  

 

8. Rechtsmittel der Betroffenen 

Als Rechtsmittel sind der Widerspruch sowie die Klage vorgesehen. Die Einlegung eines Wi-
derspruchs ist innerhalb einer festgelegten Frist zu erfolgen. Zudem ist die Anrufung des Ver-
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waltungsgerichts möglich, einerseits falls der Widerspruch abgelehnt wurde oder direkt ge-
gen die Maßnahme.  

Eine Klage des Beamten gegen eine Einstellungs- oder Disziplinarverfügung wird vom Ver-
waltungsgericht gem. § 59 Abs. 3 LDG NRW auf Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der an-
gefochtenen Entscheidung geprüft. 

Gegen Urteile des Verwaltungsgerichts, mit denen über eine Disziplinarklage entschieden 
wurde, steht den Beteiligten die Berufung an das Oberverwaltungsgericht zu gem. § 64 Abs. 
1 S. 1 LDG NRW. Die Berufung ist hierbei innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils 
schriftlich einzulegen und gleichzeitig zu begründen (vgl. Smith/Bender/Hermann/Berndt, Hb. 
Recht kommun. Wahlbeamten NRW, 2023, S. 422 7.7.3).  

 

9. Informationspflicht des Hauptverwaltungsbeamten gegenüber der Gemeindevertre-
tung 

Die Pflichten des Hauptverwaltungsbeamten sind in §§ 43, 55 GO NRW niedergelegt. Der § 
43 GO NRW beinhaltet dabei das Informationsrecht über Beschlussgegenstände. Dies dürfte 
bei einem eingeleiteten Disziplinarverfahren in der Regel zu vernachlässigen sein. Der § 55 
GO NRW dagegen normiert das tagesordnungsunabhängige Informationsrecht. Die Unterrich-
tungspflicht aus § 55 I 1 GO NRW begrenzt sich auf „alle wichtigen Angelegenheiten“. Hierzu 
bedarf es einer Einzelfallbetrachtung nach pflichtgemäßem Ermessen des Hauptverwaltungs-
beamten. Im Zweifel sollte er sich für die Unterrichtung entscheiden. Allgemein lassen sich 
hier Angelegenheiten zuordnen, die mit erheblichen finanziellen Auswirkungen für die Ge-
meinde verbunden sind, zu berücksichtigen sind Größe der Gemeinde wie auch Finanzkraft 
und ihre Aufgaben (vgl. Kleerbaum/Palmen/Kleerbaum, Kommentar GO NRW, § 55 S. 924). 

Die Informationspflicht des Hauptverwaltungsbeamten gegenüber der Gemeindevertretung 
könnte durch das Beamtenstatusgesetz eingegrenzt werden. Nach § 37 Abs. 1 S. 1 BeamtStG 
haben „Beamte […] über die ihnen bei oder bei Gelegenheit ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt 
gewordenen dienstlichen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren“. Die Kenntnis ei-
nes Disziplinarverfahrens dürfte der Hauptverwaltungsbeamte in der Regel bei oder bei Ge-
legenheit seiner amtlichen Tätigkeit erlangt haben. Das Gesetz normiert jedoch konkrete Aus-
nahmen bei denen, die Verschwiegenheit zu vernachlässigen ist. Hierzu zählen gem. § 37 Abs. 
2 Nr. 1 BeamtStG Mitteilungen, im dienstlichen Verkehr geboten sind.  

Grundsätzlich ist die Stellung des Bürgermeisters als dienstvorgesetzte Stelle durch den Ge-
meinderat zu wahren. Nur wenn in der Hauptsatzung bestimmt ist, dass für Bedienstete in 
Führungsfunktionen Entscheidungen zum beamtenrechtlichen Grundverhältnis im Einverneh-
men zwischen Rat und Bürgermeister zu treffen sind, wird der Gemeinderat unmittelbar an 
dienstrechtlichen Entscheidungen beteiligt (vgl. VG Gelsenkirchen, Beschl. v. 05.08.2009 – 12 
L 721/09, Juris, Rn. 10). Als oberste Dienstbehörde ist die Gemeindevertretung befugt, auf 
Widerspruch des dem Bürgermeister unterstellten Beamten die Rechtmäßigkeit und Zweck-
mäßigkeit einer beamtenrechtlichen Anordnung oder Verfügung des Bürgermeisters zu über-
prüfen, vgl. § 54 Abs. 3 BeamtStG i.V.m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 LBG NRW (vgl. Smith/Bender/Her-
mann/Berndt, Hb. Recht kommun. Wahlbeamten NRW, 2023, S. 414 7.5.2). Dieses Recht der 
Vertretung kann gem. § 54 Abs. 3 BeamtStG aber auf andere Behörden durch Anordnung 
abgegeben werden. 
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10. Öffentlichkeit eines Disziplinarverfahrens 

Verwaltungsinterne Disziplinarverfahren sind grundsätzlich nichtöffentlich. Gerichtliche Ver-
handlungen können öffentlich sein, mit Ausnahmen zum Schutz personenbezogener Daten. 
Es gelten die einschlägigen Datenschutzanforderungen.3 Fraglich ist, inwieweit es rechtswid-
rig ist, ein - den Hauptverwaltungsbeamten oder den kommunalen Wahlbeamten - betreffen-
des Disziplinarverfahren, soweit man davon Kenntnis erlangt hat, insbesondere im Wahlkampf 
öffentlich zu kommunizieren.  

Die Verschwiegenheitspflicht des § 30 GO NRW normiert für alle ehrenamtlich Tätigen sowie 
den in ein Ehrenamt Berufenen eine, auch nach Beendigung der Tätigkeit, zu wahrende Ver-
schwiegenheit. Umfasst sind insbesondere ihrer Natur nach Angelegenheiten, deren Mittei-
lung an andere dem Gemeinwohl oder dem berechtigten Interesse einzelner Personen zuwi-
derlaufen würde. Die Veröffentlichung von Kenntnissen aus einem laufenden Disziplinarver-
fahren würde dem persönlichen und fachlichen Ansehen des Hauptverwaltungsbeamten oder 
des Beigeordneten schädigen. Folglich besteht zumindest ein berechtigtes Interesse einer 
einzelnen Person, womöglich auch ein Interesse im Sinne des Gemeinwohls der Gemeinde, 
eine solche Angelegenheit geheim zu halten.  

 

 

 
3 https://www.mtrlegal.com/wiki/disziplinarverfahren/ 

https://www.mtrlegal.com/wiki/disziplinarverfahren/
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11. Veröffentlichte Disziplinarverfahren 

11.1 in NRW 

VG Düsseldorf, Beschluss vom 6. März 2026 – 35 L 4353/25.O –, juris 

OVG Münster, Beschluss vom 19. März 2026 – 31 A 119/24.0 –, juris 

OVG Münster, Beschluss vom 18. Februar 2026 – 31 B 927/25.O -, juris 

Münster BeckRS 2015, 56338 

OVG Münster BeckRS 2020, 33637 Rn. 55 ff. 

https://www1.wdr.de/nachrichten/ruhrgebiet/disziplinarverfahren-gegen-westphal-100-
100.html 

https://gruene-lev.de/finanzen/gruene-fordern-disziplinarverfahren-gegen-beigeordnete-
andrea-deppe/ 

https://rp-online.de/nrw/staedte/leverkusen/disziplinarverfahren-gegen-leverkusens-stadt-
kaemmerer-molitor_aid-132744251 

https://aachen.t-online.de/region/aachen/id_100886016/stolberg-spd-buergermeister-von-
staedteregion-wegen-datenskandal-angezeigt.html 

11.2 in Bayern 

VG München, Urt. v. 18.04.2023 - M 13L DK 20.3225 

VG München, Urt. v. 15.11.2022 - M 13L DK 22.1940 

https://www.rehm-verlag.de/beamtenrecht/blog-beamtenrecht/dienstvergehen-des-buer-
germeisters/ 

11.3 in anderen Bundesländern 

https://www.kn-online.de/lokales/ploen/kein-disziplinarverfahren-gegen-thomas-hass-ich-
bin-froh-JV3HB6QNGNDGJJRUELIHHESAVY.html 

https://www.hna.de/lokales/kreis-kassel/ahnatal-ort69090/landrat-leitet-verfahren-gegen-
buergermeister-haenes-wegen-kita-container-ein-94176700.html 
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